
Minister Wolter hattezur
"Brachenoffensive"

aufgerufen. Wasful minant
begann, drohtlangsamins
Stockenzu geraten. Vor

allembei der Partizipation
und bei mNaturschutztut

sich wenig.

(roga) − Die trügerische Ruhe
an der Front der "Brachenoffen-
sive" von Minister Wolter
scheint all mählich ihrem Ende
entgegenzuschreiten. Nicht nur
die Grünen und der Mouvement
Ecologique machen in letzter
Zeit auf Fehlentwicklungen auf-
merksam.
Als erste gesetzgeberische

Maßnahme steht vor der Som-
merpause das parlamentarische
Votum über das "Etablissement
public Belval Ouest" an. Hier
geht esi mmerhin umöffentliche
Investitionenvonüber einer Mil-
liarde Euro auf der ehemaligen
ARBED−Brache, vonder Rockhal-
le bis zur Uni Luxemburg. Im
parlamentarischen Ausschuss
hatte die LSAP eine Ausweitung
auf die weiteren freistehenden
Brachen, wie Terre Rouge, Ehle-
ringen, Differdingen und Rodan-
ge vorgeschlagen. Derweil die
Grüneneinerepräsentativerere-
gionale Präsenzi mVerwaltungs-
rat einklagten(siehe woxx642).
Sämtliche Vorschläge wurde je-
doch ohne viel Federlesens vom
Innenminister untergebuttert,
wobei einige Mehrheitsabgeord-
nete lieber anders votiert hät-
ten. Berichterstatter Fred Sün-
nen(CSV) machtedabei eine we-
nig überzeugende Figur, hätte
ihmdoch als Bürgermeister von
Sanemund Wortführer des Syn-
dikats "ProSud" an der Berück-
sichtigung der Vorschläge gele-
gen sein müssen. Doch die CSV−
MinisterInnen Wolter und Henni-
cot vertrauenlieber auf ihre Ma-

cher aus dem Bautenministeri-
um: Baulöwe Fernand Pesch
wird Vorsitzender des "Etablis-
sement", für seinen Adjutanten
Alex Fixemer ist der Posten des
Direktors vorgesehen. Die kön-
nen mit einem willigen Verwal-
tungsrat nach Lust und Laune
schalten und walten, wie eben
auf Kirchberg.
Doch selbst die öffentlichen

Bauherren wurden bereits dar-
über belehrt, was ihnen bei der
Zusammenarbeit mit privaten
Trägern bevorsteht. Quasi in ei-
nemHandstreich, undohnedass
die Gemeinden Einblick in die
Planung hatten, besetzte die De-
xia−Bank ein Filetstück von Bel-
val−West, zwischenderkünftigen
Uni und den Hochöfen. Wenn
dieses Beispiel Schule macht,
kann der urbanistische Entwurf
des niederländischen Architek-
tenJoe Coenenbaldeingemottet
werden.

Brachen-Warteschlange
Minister Wolter präsentierte

demparlamentarischen Bauten-
ausschuss auch eine Übersicht
über die weiteren Brachenpro-
jekte. Hier ist außer Studieren
noch nicht allzu viel probiert
worden. Bei m Crassier Ehleran-
ge studiert das Wirtschaftsmini-
sterium die Ansiedlung von ge-
werblichen Betrieben, Endhori-
zont ist jedoch erst 2011. Auf
"Terre Rouge" soll es zügiger
vorangehen: Der Neubau des
"Lycée Hubert Clement" soll so
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AnnexAunterläuft Internationales Recht
Mitglieder der i nternationalen Schutztruppe i n Afghani-
stan dürfen nicht an ei ni nternationales Gericht ausgelie-
fert werden. Die Washington Post veröffentlichte am20.
Juni diese I mmunitätsklausel aus der Annex Ades Ver-
tragszwischen afghanischer Regierung und Schutztrup-
pe, diei m Widerspruch zumAbkommen über den I nter-
nati onalen Strafgerichtshof i n Den Haag steht. Vertreter
der US−Regierung werfen den Europäern, die die
Schutztruppe stellen, vor, mit zweierlei Maß zu messen:
Den USAwerde angekreidet, das Gerichti n Den Haagzu
bekämpfen, doch für i hre eigenen Soldaten versuchten
auch die Europäer, I mmunität zu erlangen.
Die Veröffentlichung der Annex−A−Klausel fällt zusam-
men mit dem Versuch der USA, i m Weltsicherheitsrat
für alle UN−Friedensei nsätze ei ne I mmunität gegenüber
der i nternati onalen Strafgerichtsbarkeit durchzusetzen.
Ei ne solche generelle Ausnahmeregel ung wäre wohl das
Ende der Glaubwürdigkeit des Den Haager Gerichts. Die
Klausel der AnnexAdagegen sei ei ne ei nmali ge Ausnah-
me, so europäische Di pl omaten, und stelle die Zusam-
menarbeit mit Den Haag nicht i n Frage. I mmerhi n, no-
tiert Spiegel−Onli ne vom 25. Juni, betrifft die Klausel
auch die Türkei, ei n Land das, wie die USA, das Abkom-
men über den Strafgerichtshof nicht unterzeichnet hat.

Autravail, lesfemmes!
Selon le Mi nistre du Travail l uxembourgeois, François
Biltgen, au Grand−Duché tout va bien point de vue taux
d' activitéfémini ne. Ce dernier serait passé de 43,8 pour
cent en 1996 à 50,5 pour cent en 2000, avait déclaré le
mi nistre suite à la réuni on de la coordi nation tri partite
du 11 avril de cette année. La députée verte Renée Wa-
gener voulait en savoir pl us sur les chiffres actuels au
Luxembourg et aadressé une question parlamentaire au
Ministre du Travail.
Sel on les statisti ques que le ministre évoque dans sa
réponse, letauxd' activitéfémini ne des âgées de 20à64
ans de l' an 2001 aurait été de 55,9 pour cent et le taux
d́ emploi de 54,5 pour cent. Letaux d́ emploi mesurela
partici pation àlavie économique et est représenté par la
fraction de la populati on en âge de travailler ayant un
emploi alors que le taux d́ activité est le rapport dans
une classe d́ âge donnée. En ce qui concerne les fem-
mesl uxembourgeoises, les pourcentages étaient encore
nettement pl us bas. Cette semaine le Mi nistère de la
Promoti on fémini ne vient delancer un nouveau spot de
télé visant à sensibiliser les Luxembourgeois−es aux
inégalités de salaire qui existent entre hommes et fem-
mes au Grand−Duché.

HIV/AIDS: Präventionlässt nach
Wie in den anderen europäischen Ländern ni mmt auch
i n Luxemburg das Bewusstsei n ab, sich vor HI V/AI DS
schützen zu müssen. Das bestäti gte die Aidsberatung
auf Anfrage der woxx. "Die Leute glauben, HI Vsei heute
kei n großes Problem mehr", stellte zudem Dr. Jean−
Claude Schmit vom Centre Hospitalier fest. Durch die
nachlassende Präventi on habe sich die Zahl der Neui n-
fekti onen i n den vergangenen zwei Jahren umfast 25
Prozent erhöht. Anders als i n vielen europäischen Län-
dern, i n denen der Drogenkonsum bzw. das gemeinsa-
me Nutzen von Spritzbestecken ei n wesentlicher Grund
für die hohe Zahl an HI V−I nfektionen darstellt, sei es
hierzulande aber i n erster Li nie riskantes Sexualverhal-
ten. "Das betrifft sowohl Hetero− als auch Homosexuel-
le", betonte Schmit. Bei m Welt−Anti−Drogentag war
HI V/AI DS sogar das Schwerpunktthema. Das"European
Monitori ng Centre for Drugs and Drug Addicti on"
(EMCDDA) begründete dies i n ei ner Pressemitteil ung
mit Gewöhnungseffekten: Weil sich die Bevölkerung an
gefährliche Zahlen gewöhnt habe, vergesse sie die Not-
wendi gkeit der Präventi on. Damit, so warnt das
EMCDDAweiter, stei geaber zugleich auch das Risikofür
Heterosexuelle, sich zu i nfizieren.
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Geheimniskrämerei
Für ein nachhaltiges

Wachstumsei esnicht zu
spät, so eine neue

Umweltstudie. Weitere
Fehlplanungen, vor allemin

der Verkehrs− und
Wohnungspolitik, sind aber
unbedingt zu vermeiden.

indenKontext der parlamentari-
schen Nachhaltigkeitsdebatte
stellen wollen, macht deutlich:
Die Zivilgesellschaft zählt nicht
zu den ersten Adressaten des
Umweltministeriums.
Dabei gibt die Studie den Um-

weltorganisationen und etlichen
Bürgerinitiativenin vielen Punk-
ten Recht: Auch wenn grund-
sätzlich die Zuwanderung nicht
notwendigerweise zu einem er-
höhten Ressourcen− und Um-
weltverbrauch führen und die
Lebensqualität also nicht auto-
matisch beeinträchtigt werden
muss, so weiter wie bisher geht
es auchnicht.
"Das derzeitigeZusammenwir-

ken von Wirtschaftswachstum,
Zuwanderung und Konsumge-
wohnheiten ist eindeutig nicht
nachhaltig", heißt es unmissver-
ständlichinder Studie. Bei ihren
Berechnungen stützt sich die
Untersuchungauf diesogenann-
te "Ehrlich−Formel", I=P x Ax T,
die den Zusammenhang zwi-
schen Bevölkerung (P), Wohl-
standsniveau(A) und Technolo-
gie(T) untersucht. Danachkann
mit einer erhöhten Öko−Effizienz
der Wirtschaft, beispielsweise
durch umweltverträglichere, en-
ergiesparende Technologien,
der Umweltverbrauchtrotz Wirt-
schafts− und Bevölkerungs-
wachstumgebremst werden.
Besonders miserable Noten

bekommen zwei ohnehin seit

Jahrenvehement kritisierte Poli-
tikbereiche, die Verkehrs− und
die Raumpolitik. Die Studie hält
fest: Das Verkehrsvolumen ist
überproportional zum Wirt-
schaftswachstum gestiegen mit
dem Effekt, dass auch die ver-
kehrsbedingten Emissionen i m
Großherzogtum von 1990 bis
1998 mit 5,1 Prozent deutlichan-
stiegen. Der öffentliche Perso-
nentransport, wichtiges Instru-
ment gegen den zunehmenden
Autoverkehr, bringt der hiesigen
Ökobilanz keine Erleichterung.
Das Angebot sei zu unattraktiv
und laut Autor Phillip Schepel-
mann eher "zur Abschreckung
potenzieller Kunden" geeignet.
Nicht viel besser sieht es bei

der Raumnutzung aus. Werden
die begrenzt vorhandenen Flä-
chen weiter so bebaut und ge-
nutzt, wie dasinden90erJahren
der Fall war, werden bis zum
Jahr 205080 Prozent des Territo-
riums durch Verkehr und Wohn-
siedlungendicht sein.
All diese Erkenntnisse sind

nicht wirklich neu. Dass der Um-
weltminister der Studie aller-
dings in erster Linie "einen
pädagogischen Nutzen" zu-
schreibt, und die Regierung
nochi mmer keine Gesamtstudie
in Auftrag gegeben hat, nährt
den Verdacht, dass die Regie-
rung an ihremzögerlichen Kurs
in Sachen Nachhaltigkeit nicht
viel ändern wird. Die Tatsache,
dass das Papier überdies solan-
gein der Schubladeliegen blieb,
gibt denen Recht, die der Regie-
rung schonjetzt vorwerfen, den
Dialog mit der Zivilgesellschaft
über Luxemburgs Zukunft be-
wusst zu blockieren(siehe Kom-
mentar S. 8).

(ik) − Der Umweltminister
Charles Goerens zeigte sich am
vergangenen Mittwoch zuver-
sichtlich. Die Zunahme der Be-
völkerung müsse nicht als Fata-
lität hingenommen werden, sag-
te er auf einer Pressekonferenz.
Eine vom Umweltministerium
bei m"Sustainable European re-
search institute" (Seri) in Auf-
trag gegebene Studie zeige: Es
gebeausreichendSpielraum, um
negativen Konsequenzen entge-
genzuwirken.
Die Pressekonferenz hatte das

Ministerium eiligst einberufen,
nachdemdie Grünendas bislang
unveröffentlichte Papier vomFe-
bruar diesenJahres vorzeitig pu-
blik gemacht hatten. Das 49 Sei-
ten umfassende Dokument un-
tersucht die ökologischen
Aspekte der Zuwanderung und
soll, sosteht esinder Einleitung,
"einen Beitrag zur Versachli-
chung der Debatte aus ökologi-
scher Perspektive liefern". Aber
warumliegt dieser erst mit drei
Monaten Verspätung offiziell auf
demTisch?
Claude Origer, Mitarbeiter des

Umweltministeriums, beteuert
zwar, man habe, anders als die
Grünen unterstellten, keines-
wegs die Ergebnisse der Unter-
suchung geheim halten wollen.
Allerdings wurde bisher kein
Terminfür eine Pressekonferenz
gefunden. Doch seine ergänzen-
den Worte, man habe die Studie

aktuell2
schnell wie möglichinAngriff ge-
nommen werden, allerdings feh-
len ein Nutzungskonzept, ein ur-
banistisches Konzept und ein
Masterplanfür die "Lentille Ter-
re Rouge". In Differdingen, mit
150 Hektar i mmerhin die größte
Brache, ist noch überhaupt kein
KonzeptinSicht. Besonders hier
stehen sich wirtschaftliche In-
teressen und Forderungen des
Naturschutzes gegenüber. Ähn-
lich steht es mit der elf Hektar
großen Brache in Rodange, die
wohl eher multifunktionell ge-
nutzt werdensoll.
Bei m letzten Projekt zeigt

sich, dass selbst zurückhalten-
dere Organisationen wie die
"Lëtzebuerger Natur− a Vulle-
schutzliga" Wolters Aufruf zur
öffentlichen Partizipation ernst
nehmen. Ihre Petinger Sektion
wies darauf hin, dass es in Ro-
dange nicht bloß umdie ausge-
wiesenen elf Hektar gehe, son-
dernumeininsgesamt 50 Hektar
großes Gelände, das der lokalen
Nutzung nicht entzogen werden
sollte.
Die Umweltschutzorganisatio-

nen machen sich Gedanken um
die natürlichen Freiräume, die
i mGoldrauschauf Belval undi m
postmodernen Architektenwahn
auf der Strecke zu bleiben dro-
hen. Übrigens gibt es da noch
unzählige Hektar von ehemali-
gen Tagebaugebieten, die sich
für einengrenzüberschreitenden
Naturpark zwischen Rodange
und Düdelingen anbieten. Statt
mit Unternehmern auf Wild-
schweinpirsch zu gehen, sollte
Landesplanungsminister Wolter
die Wanderstiefel überziehen
und diese einzigartige Land-
schaft erkunden. Auch der Na-
turschutz gehört zur Rekonver-
sionderIndustriebrachen.


